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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
konstitutionelle Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. weist darauf hin, dass die Europäische Union im Verlauf der letzten Jahrzehnte immer 
stärker als globaler Akteur in Erscheinung getreten ist und dass es eines neuen Ansatzes 
bedarf, wenn die EU gemeinschaftlich handeln und weltweiten Herausforderungen auf 
einheitliche, kohärente und effiziente Weise begegnen soll;

2. begrüßt das Ergebnis der irischen Volksabstimmung, das den Weg zur Vollendung der 
Ratifizierung des Vertrags von Lissabon und zur Schaffung einer neuen institutionellen 
Struktur ebnet, die einen ständigen Präsidenten des Europäischen Rates, der die 
Vertretung der EU nach außen in Bezug auf Fragen ihrer Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) gewährleisten wird, und das neue Amt des Hohen Vertreters 
der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, der auch als Vizepräsident der Europäischen 
Kommission fungiert, beinhaltet; stellt fest, dass der Hohe Vertreter vom Rat beauftragt 
wird, die GASP der Union zu leiten und Vorschläge für die Entwicklung dieses 
Politikbereichs zu unterbreiten, und dass die Einheitlichkeit, Kohärenz und Wirksamkeit 
des auswärtigen Handelns der Union vom Rat und vom Hohen Vertreter gewährleistet 
werden; weist darauf hin, dass sich der Hohe Vertreter bei der Erfüllung seines Auftrags 
auf einen Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) stützt;

3. betont, dass das Europäische Parlament stets die Schaffung eines gemeinsamen 
europäischen diplomatischen Dienstes gefordert hat, der der internationalen Rolle der 
Union entspricht und die Sichtbarkeit der Union verbessern und ihre Fähigkeit, auf der 
internationalen Bühne wirksam zu handeln, verstärken wird; fordert den Rat, die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die sich durch die Schaffung des EAD bietende 
Gelegenheit zu nutzen, um eine einheitlichere, kohärentere und effizientere Außenpolitik 
auf die Beine zu stellen;

4. erachtet unter Berücksichtigung der Tatsache, dass das Europäische Parlament zur 
Schaffung des EAD angehört wird, und in Anbetracht der Auswirkungen auf den 
Haushaltsplan einen frühzeitigen und substanziellen Dialog mit dem Parlament als 
entscheidende Voraussetzung für die wirksame Betriebsaufnahme des EAD und um 
sicherzustellen, dass dieser die erforderlichen Finanzmittel erhält;

5. fordert den Hohen Vertreter/die Hohe Vertreterin auf, möglichst rasch seine/ihre 
Vorschläge zu unterbreiten; beharrt auf der Einhaltung folgender Grundsätze:

(a) Der EAD sollte im administrativen und haushaltsrechtlichen Rahmen der 
Kommission angesiedelt werden und dabei getreu seinen im Vertrag dargelegten 
Auftrag ausführen, dem Hohen Vertreter bei der Wahrnehmung der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik im Namen des Rates zu unterstützen.

(b) Der EAD muss sich mit der GASP und der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP) und mit den Aufgaben und Politikbereichen, die derzeit 
in der Kommission von der Generaldirektion Außenbeziehungen (GD RELEX) 
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bearbeitet werden, befassen. Zusätzlich sollte der Hohe Vertreter/die Hohe 
Vertreterin einen umfassenden Vorschlag vorlegen, wie weitere wichtige mit dem 
auswärtigen Handeln zusammenhängende Politikbereiche in dem neuen 
institutionellen Rahmen organisiert werden. Erweiterung, Handel, Entwicklung und 
humanitäre Hilfe stellen zusammen einen erheblichen Teil der gesamten 
Außenpolitik der EU dar. Es gibt zwingende Gründe, die Entwicklungspolitik in den 
neuen Dienst einzubinden.

(c) Zum EAD müssen die Referate für militärische und zivile Krisenbewältigung im 
Generalsekretariat des Rates gehören, selbst wenn für militärisches Personal 
womöglich die Befehls- und Organisationsstruktur von derjenigen für ziviles 
Personal abweichen muss. Um den Hohen Vertreter/die Hohe Vertreterin bei der 
Erfüllung seines/ihres Auftrags der Wahrnehmung einer einheitlichen, kohärenten 
und effizienten Außenpolitik der Union unterstützen zu können, ist die gemeinsame 
Nutzung der Informationsauswertung unter den Akteuren innerhalb des EAD eine 
notwendige Voraussetzung.

(d) Der Hohe Vertreter/Die Hohe Vertreterin sollte besonders auf Fragen der Einstellung 
und des Personals achten, da dem EAD Personal aus der Kommission, dem Rat und 
den Mitgliedstaaten angehören wird. Damit der EAD zu einem professionellen 
diplomatischen Dienst wird, muss er entsprechend mit Mitteln und Personal 
ausgestattet sein, das auf der Grundlage erworbener Verdienste und unter Beachtung 
der einschlägigen Auswahlverfahren und eines angemessenen geografischen 
Gleichgewichts auszuwählen ist.

(e) Die Diplomaten der Mitgliedstaaten und das aus der Kommission und dem Rat 
stammende Personal sollten den gleichen Status besitzen, gleiche Funktionen 
bekleiden und unabhängig davon, ob sie abgeordnet, Bedienstete auf Zeit oder EU-
Beamte sind, denselben Beschäftigungsbedingungen unterliegen.

(f) Der Aufbau von Korpsgeist durch gemeinsame Schulung und berufliche
Entwicklung ist eine wesentliche Grundlage für die letztendliche Zielsetzung des 
EAD, einen Rahmen integrierter Diplomatie zu schaffen, in dem die einzelstaatliche 
und die europäische Ebene der Diplomatie vereinigt werden. Um eine gemeinsame 
europäische diplomatische Kultur in den internationalen Beziehungen der EU zu 
entwickeln, werden gemeinsame Fortbildungsprogramme und ein gemeinsamer 
diplomatischer Bildungsplan erforderlich sein. Die vorhandenen 
Fortbildungsmaßnahmen und -netze diplomatischer Bildungsstätten könnten sinnvoll 
zu einer europäischen Diplomatenschule zusammengeführt werden;

6. stellt fest, dass die Vertretungen der Europäischen Union ein fester Bestandteil des EAD 
sein werden und ihre Anweisungen vom Hohen Vertreter erhalten, dessen Aufsicht 
unterstehen und administrativ der Kommission angehören sollen, ersucht aber den 
nächsten Hohen Vertreter/die nächste Hohe Vertreterin, sich zu verpflichten, den 
Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten des Parlaments von seinen/ihren Ernennungen 
auf leitende Stellen im EAD zu unterrichten, und dem Ausschuss die Abhaltung von 
Anhörungen mit den Kandidaten zu gestatten, falls der Ausschuss dies beschließt; ersucht 
den nächsten Hohen Vertreter/die nächste Hohe Vertreterin ferner, sich zu verpflichten, 
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die derzeitige Interinstitutionelle Vereinbarung mit dem Europäischen Parlament neu 
auszuhandeln, insbesondere was den Zugang zu sicherheitsempfindlichen Informationen 
und andere für die reibungslose interinstitutionelle Zusammenarbeit relevante Fragen 
anbelangt;

7. stellt fest, dass die EU-Vertretungen in Drittstaaten zwar die bestehenden diplomatischen 
Vertretungen der Mitgliedstaaten ergänzen werden, es aber Möglichkeiten langfristiger 
Effizienzsteigerungen geben wird, da die künftige EU-Vertretung in vielen Fällen 
konsularische Dienste übernehmen und Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
Schengen-Visa bearbeiten wird;

8. fordert die Kommission, den Rat, die Mitgliedstaaten und den nächsten Hohen 
Vertreter/die nächste Hohe Vertreterin auf, sich eindeutig zu einem umfassenden und 
ehrgeizigen Plan für die Errichtung des EAD zu verpflichten, da ein allmählicher, 
schrittweiser Ansatz zu Uneinheitlichkeit und Verschwendung von Ressourcen führen 
könnte;

9. bekräftigt seine Entschlossenheit, seine Haushaltsbefugnisse in Verbindung mit diesen 
institutionellen Neuerungen uneingeschränkt wahrzunehmen; unterstreicht, dass alle 
Aspekte der Regelungen zur Finanzierung des EAD gemäß den Verträgen vollständig 
unter der Kontrolle der Haushaltsbehörde verbleiben müssen;


